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ie Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Erſcheint jeden Sonnabend. preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4½ Sgr., bel den außerpreu i en 
7 Sgr. in Berlin bei alen Aeitungs« Spebiteuern incl. 1 1 Sgr., in der Expedition, Taubenſtr. 27, 117 S 
ie Zeile 2 Sgr. 


Der Amneſtie⸗Erlaß. 


Der königliche Gnaden-Erlaß, deſſen wir in 
unſerer letzten Nummer kurz erwähnt haben, lautet voll⸗ 
ſtändig wie folgt: 

Wir Wilhelm, 


von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
wollen, aus Anlaß des ruhmvoll wiederhergeſtellten Friedens, 
allen denjenigen Perſonen, welche bis zum heutigen Tage 
wegen hochverrätheriſcher und landesverrätheriſcher Hand⸗ 
lungen, Beleidigung der Majeſtät oder eines Mitgliedes 
des königlichen Hauſes, oder feindſeliger Handlungen gegen 
befreundete Staaten, 
wegen Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die 
Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte, 
wegen der in den §8. 87 bis 93 einſchließlich, und in 
den §§. 97 bis 103 einſchließlich des jetzt geltenden Straf- 
geſetzbuchs als Widerſtand gegen die Staatsgewalt und als 
Verletzung der öffentlichen Ordnung bezeichneten Verbrechen 
und Vergehen, ’ er 
oder wegen irgend einer anderen, mittelft der Preſſe be— 


gangenen, oder in dem Geſetz über die Preſſe vom 12. Mai 
1851 (Geſetz-Sammlung S. 273) und in der das Ver⸗ 
ſammlungs⸗ und Vereinigungsrecht betreffenden Verordnung 
vom 11. März 1850 (Geſetz- Sammlung S. 277) unter 
Strafe geſtellten ftrafbaren Handlung, 


zu einer Freiheits⸗ oder Geldſtrafe von Unſeren Gerichten 
rechtskräftig verurtheilt worden find, dieſe Strafe, fo weit fie 
noch unvollſtreckt iſt, in Gnaden hierdurch erlaſſen, ihnen 
auch, unter Niederſchlagung der noch rückſtändigen Koſten, die 
etwa entzogene Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte wie- 
derverleiben und die etwa über ſie verhängte Stellung unter 
Polizei-Aufſicht aufheben. 


Wegen berjenigen Verurtheilungen der vorbezeichneten Art, 
welche erſt nach dem heutigen Tage wegen einer vor dem⸗ 
ſelben begangenen, unter den gegenwärtigen Erlaß fallenden 
ſtrafbaren Handlung rechtskräftig erfolgen möchten, wollen 
Wir die von Amtewegen zu ſtellenden Anträge Unſeres Juſtiz⸗ 
Miniſters oder, wenn die Verurtheilung durch ein Militärge⸗ 
richt erfolgt, Unſeres Kriegs-Miniſters erwarten. 9 
find Unſerer Entſchließung diejenigen Fälle zu unterbreiten, 
in welchen wegen einer unter den gegenwärtigen Erlaß fallen- 


den, und zugleich wegen einer anderen ftrafbaren Handlung 
eine das niedrigſte geſetzliche Strafmaß für die letztere über⸗ 
ſchreitende Strafe rechtskräftig erkannt iſt, ohne daß aus dem 
Erkenntniſſe erhellt, wieviel von der Strafe auf jede einzelne 
der ſtrafbaren Handlungen gerechnet iſt. 

Unſer Staats⸗Miniſterium hat für die ſchleunige Bekannt⸗ 
machung und Ausführung dieſes Unſeres Gnaden Erlaſſes 
Sorge zu tragen. 

Berlin, den 20. September 1866. 

1 Wilhelm. 

Graf v. Bismarck. Freiherr v. d. Heydt. v. Roon. 
Graf v. Itzenplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe. 
v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 

An das Staats⸗Miniſterium. 

Wir, und mit uns wohl das ganze preußiſche Volk 
freuen uns, daß die Regierung ſo durch ein Allen ver⸗ 
ſtändliches Zeichen erklärt hat, daß ſie die Beilegung 
des Konfliktes, unter welchem unſer Vaterland ſeit fünf 
9 leidet, mit vollem Ernſte und im weiteſten Sinne 
erſtrebt. 

Als einen Beweis ſolchen Strebens nehmen wir 
den Erlaß auf, und wenn wir hier unſer Bedauern 
ausſprechen, daß einige Klaſſen von politiſch Verurtheil⸗ 
ten nicht mit in den Gnaden⸗Erlaß eingeſchloſſen find, 
ſo thun wir dies nicht, um an dem Worte des Königs 
zu mäkeln und zu deuteln, fondern weil wir durch den 
Erlaß ſelbſt die Ueberzeugung gewonnen haben, daß es 
nicht in der Abſicht des Königs lag, ſolche Ausnahmen 
walten zu laſſen, und daß nur ein bedauernswerther 
Zufall eine ſolche Ausſchließung herbeigeführt hat. 

Da ſind zuerſt alle diejenigen Perſonen ausgeſchloſſen, 
welche wegen Hoch⸗ oder Landesverrath zum Tode ver⸗ 
urtheilt ſind. Es ſind dies nur wenige Perſonen. Aus 
der neueſten Zeit befinden ſich darunter die beiden Polen 
v. Guttry und Gr. Dzialynski. Ihre Genoſſen 
ſind im Polenprozeß nur zu leichter Freiheitsſtrafe ver⸗ 
urtheilt worden, ſie die Abweſenden, traf nach dem 
Geſetz die Todesſtrafe, und in Rückſicht auf die Ver⸗ 
urtheilung ihrer Genoſſen können wir nicht an die Ab⸗ 
ſicht glauben, bei dieſen beiden Perſonen die Todesſtrafe 
zu vollſtrecken. Zu dieſen beiden Perſonen kommen 
aber noch drei andere, welche in Preußen zum Tode 
verurtheilt ſind: die Herren Ludwig Simon, Schilly 
und Rüſtow. Die Todesurtheile dieſer drei ſchreiben 
ſich aus dem Jahre 1849 her, ſie waren eine Folge des 
Strebens jener Männer nach deutſcher Einheit. Kann 
man heut noch an dieſen Männern die Todesſtrafe voll⸗ 
ſtrecken laſſen? Wir glauben nicht, und daß man es 
auch nicht will, dafür bürgt uns ein kleiner Vorfall aus 
der neueſten Zeit. Die Mutter Ludwigs Simons, welche 
in Trier wohnt, lag auf dem Sterbelager und es drängte 
den Sohn, die geliebte Mutter noch einmal zu ſehen. 
Er ſuchte in Berlin die Erlaubniß nach, auf kurze Zeit 
nach Trier reiſen zu können, und er erhielt umgehend aus 
dem Kabinet des Königs telegraphiſch die Erlaubniß, ſich 
14 Tage in Trier aufhalten zu dürfen. Wir glauben 
auch nicht, daß man den Männern, welche durch ſiebzehn⸗ 
jähriges Exil für ihr zu frühes Streben nach deulſcher 
Einheit gelitten, die Rückkehr ins Vaterland verbieten 


will, wir ſehen alſo keinen Grund, der uns die Aus⸗ 
ſchließung dieſer fünf Männer erklärt. 

An dieſe wenigen Perſonen ſchließt ſich aber noch 
eine andere zahlreiche Klaſſe von politiſch Verurtheilten 
an, welche der Gnade nicht theilhaftig werden, und 
welche doch wegen gleicher, oft wegen derſelben Ver⸗ 
gehen wie die Amneſtirten beſtraft worden find, nur mit 
dem Unterſchied, daß ſie weit härter von der Strafe ge⸗ 
troffen worden ſind. Es ſind das diejenigen Gewerb⸗ 
treibenden (Buchdrucker), welchen in Folge mehrmaliger 
Beſtrafung wegen Preßvergehens die Konzeſſion zum 
Gewerbebetrieb entzogen worden iſt. Die Verurtheilten 
dieſer Kategorie ſind in ihrer bürgerlichen Exiſtenz aufs 
Schwerſte getroffen worden, ſchwerer als es durch Ge⸗ 
fängniß⸗ oder Geldſtrafen geſchehen kann, und zwar faſt 
in allen Fällen nur, weil ſie zugleich Redakteure und 
Verleger waren. Sollen ſie, nachdem die Ehrenſtrafen 
für Preßvergehen doch ausdrücklich durch die Amneſtie 
aufgehoben find, für immer des Rechtes eines jeden un⸗ 
beſcholtenen Bürgers, ungehindert ſein Gewerbe zu be⸗ 
treiben, beraubt bleiben? Die Preßvergehen, um die es 
ſich hier handelt, ſind durchaus nicht anders geartet als 
die große Zahl derjenigen, auf welche die Amneſtie An⸗ 
wendung findet. Sollen dieſe Gewerbtreibenden allein 
ausgeſchloſſen bleiben, weil ſie es verſäumten oder weil 
zufällige Umſtände ihnen nicht geſtatteten, den Namen 
von vielleicht nur nominellen Redakteuren zwiſchen ihre 
Verlegerkonzeſſion und den Spruch des Gerichtes zu 
ſchieben? Wir glauben ſicherlich, daß die Amneſtie, 
welche die als Zubehör zu den Geld- und Gefängniß⸗ 
ſtrafen ausgeſprochene Aberkennung der Ehrenſtrafen 
aufhebt, auch dieſen Zubehör der Strafe aufheben will, 
aber wir können dies nicht, wie es das offiziöſe Organ 
unſeres Miniſteriums thut, fo’ ohne weiteres annehmen, 
denn eine Amneſtie iſt ein Gnadenakt, welcher nur 
denen zu Gute kommt, die ausdrücklich erwähnt werden. 
Möge deßhalb recht bald eine Deklaration der Amneſtie 
Seitens der Regierung den Betheiligten die freudige 
Gewißheit geben, daß auch ſie eingeſchloſſen ſind in die 
königliche Gnade. 


Polttiſche Wochenſchau. 

Preußen. Die Empfangsfeierlichkeiten, welche 
die Hauptſtadt den heimkehrenden Truppen bereitet hat, 
haben an Großartigkeit Alles übertroffen, was in dieſer Be⸗ 
ziehung bis jetzt geleiſtet worden iſt: aber ſo glänzend auch 
dieſer offizielle Empfang war, er verſchwindet gegenüber der 
herzlichen Aufnahme, welche den einzelnen Soldaten von den 
Berliner Bürgern bereitet worden ift. Die Bürger ftritten 
ſich förmlich um die Bewirthung der heimkehrenden Sieger, 
Jeder wollte mindeſtens Einem Gaſtfreundſchaft erweiſen, 
man wollte den Tapferen, welche den Krieg von unſeren 
heimathlichen Fluren fern gehalten hatten, auf dieſe Weiſe 
gleichſam für die Feſttage eine neue Heimath ſchaffen. Es 
zeigt dies, und deshalb legen wir einen ſolchen Werth auf 
dieſe Erſcheinung, nicht nur, daß der Bürgerſtand eine tiefe 
Dankbarkeit gegen die Soldaten fühlt, ſondern es zeigt, wie 
ſehr bei uns Heer und Volk eins iſt. Einem Söldner⸗ 
heere, wie es ja die Heere der andern Staaten mehr oder 
weniger ſind, wäre ein ſolcher Empfang niemals zu Theil 


geworden. Eine ſolche Aufnahme kann der Bürgerſtand nur 
einem Volksheere bereiten, weil in jedem Einzelnen das 
Gefühl wach iſt, daß der Soldat ein freier Bürger des 
Staates iſt, welcher auf dieſe Weiſe feine Bürgerpflicht er- 
füllt. So tritt auch hier wieder der Segen unſeres Land⸗ 
wehrſyſtems aufs deutlichſte hervor. 


Von den offiziellen Aktenſtücken, welche auf dieſe Feſttage 
Bezug haben, haben wir den Am neſtie⸗Erlaß vorſtehend 
abgedruckt; den Erlaß wegen Stiftung eines Er⸗ 
innerungskreuzes für diejenigen, welche den Feldzug mit · 
gemacht 11880 haben wir ſchon erwähnt, und laſſen wir 
hier noch zwei Kundgebungen des Königs folgen. 


Der erſte Erlaß bezieht ſich auf die Aufopferung, welche 
während des ganzen Krieges ſich überall im Lande gezeigt 
hat, und lautet wie folgt: 


„Aus Anlaß des ſoeben beendeten flegreichen Krieges 
find Mir von allen Seiten und aus allen Theilen des 
Landes ſowohl von Gemeinden, Korporationen und Ver⸗ 
einen, als auch von Privatperſonen fo zahlreiche und wohl⸗ 
thuende Kundgebungen der Treue, Hingebung und Opfer⸗ 
freudigkeit für König und Vaterland zugegangen, daß es 
Meinem Herzen Bedürfniß iſt, nicht nur dieſe Thatſache, 
ſondern auch Meinen Königlichen Dank öffentlich auszu⸗ 
ſprechen. Die unzerſtörbare Einheit von Fürſt und Volk, 
deren hervorragende Bethätigung den jetzigen wie alle großen 
Momente unſerer ruhmreichen Geſchichte kennzeichnet, wird 
auch in der neuen Epoche, welche mit dem Friedensſchluſſe 
eröffnet iſt, alle Unterſchiede und Gegenſätze in: der Liebe 
zu dem gemeinſamen Vaterlande und in der Bethätigung 
des hiſtoriſchen Berufes Preußens in Deutſchland verſöh⸗ 


bekennen, daß Gott ſo Großes an uns gethan, und unſer 
Thun jo fihtbar geſegnet. 


Gott allein die Ehre! 


Berlin, den 19. September 1866. 
Wilhelm. 


Der zweite Erlaß, welcher den Dank ausſpricht für den 
Empfang der Truppen in Berlin, iſt an den Magiſtrat der 
Stadt Berlin gerichtet und lautet: 


Den ſchweren Tagen des Kampfes und Sieges ſind 
die frohen Tage der Heimkehr und des Wiederſehens gefolgt. 
Im Bewußtſein deſſen, was die Armee für fie gethan, hat 
Preußens Bevölkerung den heimkehrenden Kriegern überall 
einen jubelnden Empfang bereitet. So auch Meine Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin. Kein vorübergehender Sieges⸗ 
rauſch, nur die Fülle und der Ausbruch tief begründeter pa⸗ 
triotiſcher Gefühle konnte ſolche wahren Volksfeſte ſchaffen, 
als Berlin ſie in den letzten Tagen geſehen hat. Hoch und 
Niedrig, Reich und Arm, Alt und Jung beeiferte ſich, wäh⸗ 
rend des Kampfes in nicht ermüdender Thätigkeit und Opfer⸗ 
willigkeit die Leiden des Krieges zu mildern: fie alle bethei⸗ 
ligten ſich mit Herz und Hand, als es in dieſen Tagen galt, 
den Tapferen, welchen es vergönnt war, das theuere Vater⸗ 
land wieder zu ſehen, die Gefühle herzlicher Freude auch 
äußerlich entgegen zu tragen. . 

Ich danke dem Magiſtrat und den Stadtverordneten, 
Ich danke der Bevölkerung von Berlin für den Empfang, 
den ſie Mir, Meinen Heerführern und Meinen Truppen be⸗ 
reitet haben. Solche Momente verbinden, was verbunden 
war, noch feſter, denn ſie ſtellen das Ziel in immer helleres 


Licht, was Wir einmüthig, beharrlich und, zu jedem Opfer 
bereit, verfolgen: 
Berlin, den 22. September 1866. 
„das Wohl des Vaterlandes!“ 

8 Wilhelm. 

Das Geſetz über die Annexion des Königreichs 
Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen-Kaſſel, des 
Herzogthums Naſſau und der freien Reichsſtadt 
Frankfurt iſt am 22. d. M. publizirt worden. Der 
Kurfürſt von Kaffel hat feine Unterthanen von dem ihm ge- 
leiſteten Eide entbunden. — In Hannover wohnt noch 
immer die Gemahlin des vertriebenen Königs Georg; er ſelbſt 
hält ſich in Wien auf und lebt noch fortdauernd der Hoffnung, 
wieder den Thron ſeiner Väter zu beſteigen. Bei Gelegen⸗ 
heit des Geburtstages des Kronprinzen fanden allerhand 
Demonſtrationen Seitens der legitimiſtiſchen Partei ftatt. 

Das Geſetz über die der Regierung ertheilte Sndemni- 
tät für die budgetloſe Verwaltung in den Jahren 1862 bis 
1865, in welchen zugleich der Regierung der Kredit zur 
Führung des diesjährigen Staatshaushalts in Höhe von 
154 Millionen Thalern bewilligt wurde, iſt jetzt publizirt. 
Dem Geſetz find die Ueberſichten der Staats⸗Einnahmen und 
Ausgaben für die Jahre 1862 bis 1865 beigefügt; die 
Einnahmen jhliefen in Summa ab mit 1862: 
149,030,215 Thlr.; 1863: 158,484,951 Thlr.; 1864: 
171,540,078 Thlr.; 1865: 173,934,739 Thlr.; die Aus⸗ 
gaben mit 1862: 144,284,393 Thlr.; 1863: 154,227,146 
Thlr.; 1864: 169,125,785 Thlr.; 1865: 169 243,365 Thlr. 
Wir können nicht unterlaſſen, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß dieſes Ind emnitätsgeſetz, obgleich es ſchon lange 
von beiden Häuſern des Landtages genehmigt worden, erſt 
nach der Amneſtie als Geſetz publizirt worden iſt. Es 
iſt dies, wie uns ſcheint, eine höchſt anerkennenswerthe Rück⸗ 
fichtsnahme auf das Gefühl des Volkes, welches die Amneſtie 
als eine Folge der Indemnitäts⸗Ertheilung anſah. 

Das Abgeordnetenhaus hat ſich in ſeiner Sitzung 
am 24. d. M. mit dem Vertrage über den Verkauf der 
weſtphäliſchen Staatseiſenbahn an die bergiſch⸗mär⸗ 
kiſche Eiſenbahngeſellſchaft beſchäftigt. Die Kommiſſion, der 
der Vertrag zur Vorberathung überwieſen war, hatte ſich für 
Genehmigung ausgeſprochen, nachträglich waren jedoch, be⸗ 
ſonders in den Kreiſen der Abgeordneten aus Weſtphalen, ſo 
gewichtige Bedenken gegen dieſen Vertrag laut geworden, 
daß man allgemein der Debatte mit großer Spannung entge⸗ 
gen ſah. Die Abgg. Hammacher, v. Kirchmann, Elven, 
v. Vincke (Hagen), Berger (Solingen) und Dr. Becker 
ſprachen gegen die Annahme des Vertrages. Das Motiv der 
ſchnellen Geldbeſchaffung, welches die Regierung zu dem Ab» 
ſchluß des Vertrages geführt habe, ſei, Dank den Siegen 
unſerer Armee, feen, und man könne gegen den Ver⸗ 
trag ſtimmen, ohne der Regierung finanzielle Schwierigkeiten 
zu bereiten. Die weſtphäliſche Bahn, und in dieſer Aus⸗ 
führung ſcheint uns der Hauptſchwerpunkt der Gründe 
gegen die Genehmigung des Vertrages zu liegen, war zur 
Zeit, als der Vertrag abgeſchloſſen wurde, eine vereinzelte 
Staats⸗Bahnſtrecke, welche für ſich allein verwaltet werden 
mußte, heut, nach der Annexion von Hannover und Kur⸗ 
heſſen, ift fie ein Theil eines Netzes von Staatsbahnen von 
einer Länge von ungefähr 200 Meilen. Aus dieſem Netz 
wolle man nun aus der Mitte ein Stück herausreißen und 
an eine Geſellſchaft verkaufen, welche einem großen Theil der 
übrigen Staatsbahnen Konkurrenz mache. Außerdem ſei die 
weſtphäliſche Bahn in dieſem Augenblick grade an einem 
Wendepunkt ihrer Entwickelung angekommen. Gegen das 
Prinzip der Staatsbahnen ſprachen ſich die Redner ſämmtlich 


aus, und war vom Abg. Hammacher auch beantragt, die 
Regierung aufzufordern, einen Plan über die beabſichtigten 
Veräußerungen von Staatsbahnen vorzulegen, bis dahin aber 
den Verkauf einzelner Bahnſtrecken auezuſetzen. Die Ver⸗ 
theidiger des Kommiſſionsantrages, die Abgg. Heiſe und 
Michaelis, betonen theils, daß man an dem Vertrage, wel⸗ 
chen die Regierung zu einer ungünftigen Zeit abgeſchloſſen 
habe, jetzt, wo die Zeiten beſſer ſeien, feſthalten ſolle, theils 
beziehen ſie ſich auf die frühere ſchlechte Rentabilität der 
weſtphäliſchen Staatebahn, welche den bewilligten Preis als 
vortheilhaft erſcheinen laſſe. Der Handelsminiſter ſelbſt und 
ſein Kommiſſar geben ſich viel Mühe, dem Hauſe die An⸗ 
nahme des Vertrages zu empfehlen. Der Miniſter ent⸗ 
wickelt dabei auch die Vortheile, welche die Staatsbahnen dem 
Verkehr bieten, allerdings eine etwas auffallende Manier, um 
die Genehmigung des Verkaufes einer Staatsbahn an eine 
Privatgeſellſchaft zu rechtfertigen. Nach einer etwa vierſtün⸗ 
digen Debatte verſagt das Haus mit ſehr großer 
Majorität dem Vertrage die Genehmigung. Es 
ſtimmen für den Vertrag nur ein Theil der Konſervativen. 
Den Schluß der Sitzung füllte der Anfang der Debatte 
über die Anleihe-Vorlage aus. Die Kommiſſion ſchlägt 
dem Hauſe vor, eine geringere Summe, als die Regierung 
gefordert hat (nur 30 Millionen) zu bewilligen, da es wirth⸗ 
ſchaftlich und auch vom Standpunkt des konſtitutionellen 
Lebens nicht zu rechtfertigen ſei, daß der Staatsſchatz durch 
eine Anleihe gefüllt werde. Es ſprachen die Abgeordneten 
v. Kardorff und Profeſſor Glaſer für die Bewilligung 
der von der Regierung geforderten Summe, während der 
1 Reichen ſperger den Kommiſſionsantrag ver- 
theidigt. 
f & der Sitzung am 25. wurde dieſe Debatte fortgeſetzt. 
Zuerſt ſprach der Finanzminiſter. Derſelbe verlangt die 
Genehmigung der Vorlage als Vertrauensvotum, er erklärt 
aber, daß die Regierung mit der Annahme des Amendements 
der Abgg. Moepell⸗Michaelis, welche eine geſetzliche Be⸗ 
ſchränkung des Staatsſchatzes auf Höhe von 30 Millionen 
vorſchlagen, zufrieden geſtellt ſei. Die Abgg. Virchow und 
Tweſten ſprachen gegen die Bewilligung der Regierungs⸗ 
vorlage und gegen das Amendement. Virchow verlangte An⸗ 
nahme des Kommiffiondantrages, Tweſten die Annahme 
eines von ihm geſtellten Amendements, welches zwar kein Geld 
für den Staatsſchatz bewilligen, aber der Regierung, ange⸗ 
ſichts der drohenden Lage, auf drei Jahre 30 Millionen zur 
Verfügung ſtellen will. Virchow hielt dem Verlangen nach 
einem Vertrauensvotum entgegen, daß die Regierung, wenn 
fie ein Vertrauensvotum verlange, auch der Landesvertretung 
das Vertrauen ſchenken möge, daß ſie zur rechten Zeit das 
Richtige beſchließen werde. Die Anſicht, daß der Staats⸗ 
ſchatz eine ökonomiſche Einrichtung ſei, widerlegte Tweſten, 
indem er zeigte, wie leicht die Zinſen, die verloren gehen, 
bedeutend die möglicherweiſe zu bewilligende Kursdifferenz bei 
einer Anleihe überſteigen. Man ſagt immer, daß man im 
Mai und Juni nur immer mit ſehr großen Verluſten eine 
Anleihe hätte aufnehmen können, aber man hätte es ja ſchon 
im Februar thun können. Damals ſtand kein diplomatiſcher 
Grund entgegen, denn der Miniſterpräſident hat damals wie⸗ 
derholt geäußert, das Verhältniß zu Defterreih mache eine 
Kriegsbereitſchaft nothwendig. Der einzige Grund gegen eine 
Anleihe war damals das Verhältniß der Regierung zur eige⸗ 
nen Landesvertretung, und ſollten wir jetzt wieder der Regie⸗ 
rung eine Waffe gegen uns ſelbſt in die Hand geben? Man 
muß als normales Verhältniß nicht den Zwieſpalt, fondern 
das Einverſtändniß zwiſchen Regierung und Landesvertretung 
vorausſetzen, und dann braucht die Regierung nicht davor 


zurückzuſchrecken, von der Landesvertretung die i 
einer Anleihe zu fordern. 3 eye 
„Der Miniſterpräſident Gr. Bis marck, welcher fo leidend 
iſt, daß er jetzt auf einige Zeit Berlin verlaſſen mußte, er⸗ 
ſchien trotzdem wegen der Wichtigkeit der Sache auf kurze 
Zeit im Abgeordnetenhauſe, und empfahl dem Hauſe die Be⸗ 
willigung des Kredits mit ungefähr folgenden Worten: Ich 
bitte dieſe Vorlage weniger als eiue rechnungsmäßige, ſon⸗ 
dern als eine Frage zu behandeln, ob Sie Vertrauen zur 
Leitung der auswärtigen Politik haben, und daß ganz Preußen 
bereit iſt, das begonnene Werk mit allen Kräften durchzu⸗ 
führen. Ich hoffe, daß die Zukunft uns nicht zwingen wird, 
das Geld zu brauchen, aber in Wien iſt mit dem Frie⸗ 
den nicht der Geiſt der Verſöhnung eingezogen. 
Die orientaliſche Frage kann ſich friedlich löſen, aber fie 
kann uns kriegeriſche Verwickelungen bringen. Sollte der 
Fall nicht eintreten, ſo verſpreche ich im Namen der 
Regierung, daß das Geld zu keinen anderen 
Zwecken als zur Landesvertheidigung benutzt wer⸗ 
den ſoll. In dieſem Sinne bethätigen Sie, daß die Ver- 
ſöhnung der Geiſter aufrichtig das Wohl des Vaterlandes zu 
fördern, eine dauernde iſt, und daß die auswärtige Politik 
im jetzigen Sinne fortgeführt werden ſoll. 

Das Haus bewilligte darauf mit ſehr großer Mehrheit 
(230 gegen einige 70 Stimmen) das geforderte Geld und 
zwar in der von Michaelis und Roepell vorgeſchlagenen Form. 
Die beiden erſten Paragraphen des Geſetzes lauten: 


§. 1. Der Kriegs⸗ und Marine⸗Miniſter wird zu den 
durch den Krieg gegen Oeſterreich und in Deutſchland ver⸗ 
anlaßten außerordenklichen Ausgaben ermächtigt. 

$. 2. Der Finanzminiſter hat der Militär- und Marine- 
Verwaltung die nötbigen Geldmittel zu dieſen Ausgaben 
(F. 1) zu überweiſen. 

Dieſelben ſind, ſoweit ſie nicht aus den verwendbaren 
Beſtänden der General-Staatskaſſe und aus dem Staats⸗ 
ſchatz, ferner aus den Kriegskontributionen und Kriegsent⸗ 
ſchädigungs⸗Geldern entnommen, oder durch Verwerthung 
verfügbarer Effekten der Staatskaſſe bereit geſtellt werden 
können, bis zur Höhe von Sechez'g Millionen Thalern im 
Wege des Kredits zu beſchaffen. 

Aus den Kriegsentſchädigungs⸗ Geldern ift jedoch zunächſt 
575 Staatsſchatz mit 27%, Millionen Thalern wieder zu 
otiren. 

Die dem Staatsſchatze durch die Kabinets⸗Ordres vom 
17. Januar 1820 (Gef.⸗S. S. 21) und 17. Juni 1826 
(Geſ.⸗S. S. 57) übereigneten Einnahmen fließen, ſobald die 
baaren Beſtände deſſelben durch fernere Einziehungen über 
dreißig Millionen Thaler erhöht werden würden, den allge⸗ 
meinen Staatsfonds als Einnahmen, welche in den Staats- 
haushalts⸗Etat als Deckungsmittel aufzunehmen find, zu. 

So weit über dieſelben nicht als Deckungsmittel im 

Staatshaushalts⸗Etat des betreffenden Jahres oder ander⸗ 
weitig unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages 
verfügt wird, ſind ſie zur Tilgung von Staatsſchulden zu 
fie und an die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe abzu⸗ 
führen. — 
In der Sitzung am 26. verlangte die Regierung vom 
Hauſe die Genehmigung zu einer länger als vier Wochen 
dauernden Vertagung, das Haus ertheilte dieſelbe und wird 
der Landtag vom 27. September bis zum 12. November 
vertagt. 

Das Herrenhaus hat das Penſionsgeſetz, das 
Darlehnskaſſengeſetz und das Anleihe-Geſetz ſo, wie 
es aus den Berathungen der Regierung hervorgegangen iſt, 

Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. 39. der „Verfaſſung“ vom 29. September 1866. 


enehmigt. Bei Gelegenheit der Genehmigung des von dem 
Kön ee 1 Geſetzentwurfes über die 
Darlehnskaſſen konnte die erſte Kammer es nicht unterlaffen, 
dem Könige und der Regierung den Dank auszufpreden 
wegen Errichtung dieſer Kaſſen. 5 5 

Ueber die Verhandlungen mit Sachſen werden die 
verſchiedenſten Gerüchte in Umlauf geſetzt. Nach dem einen 
ſoll der Friede dem Abſchluſſe nahe fein, und ſoll in demſel⸗ 
ben dem Königreich Sachſen eine gewiſſe militäriſche Selbſt⸗ 
ſtändigkeit zugeſichert fein. Das offtziöſe Organ unſerer Re- 
gierung, die Norddeutſche Allgemeine Zeitung dementirt 
indeſſen drei Tage nach N 3 
handlungen umlaufenden Gerüchte auf das Beſtimmteſte. 
In Sachſen ſelbſt hat man im Volke noch den feſten Glau⸗ 
den, daß der angeſtammte Herrſcher nächſtens an der Spitze 
einer flanzöſiſchen Armee Sachſen von den Preußen befreien 
weng den Aeußerungen des Miniſters über die Ver⸗ 
tagung des Abgeordnetenhauſes und die Dauer der 
Sitzungen des Abgeordnetenhauſes, wenn es im November 
feine Arbeiten wieder aufnehmen wird, iſt der Zuſammen⸗ 
tritt des Reichstages für den norddeutſchen Bund 
etwa im Februar nächſten Jahres zu erwarten. Möge das 
Volk alſo, da die Wahlen der Abgeordneten zum Parlament 
ziemlich nahe bevorſtehen, ſich deshalb immer umſehen nach 
tüchtigen Männern, welche die Rechte des Volkes im Parla⸗ 
mente vertreten können. . 

Frankreich. Louis Napoleon hat ſeine friedfertigſte 
Miene angenommen; er ſpricht ſehr viel von der einem 
Lande aus der Verminderung der Militärkräfte erwachſenden 
Erſparniß, aber er betont die Nothwendigkeit der Reorgani⸗ 
ſation der franzöſiſchen Armee, um allen Eventualitäten ge- 
wachſen zu ſein. Das heißt auf gut Deutſch nichts anders 
8: 
A 0 eingeführt habe, dann werde ich Euch Dentſchen ſchon 
zeigen, was ich am Rhein zur Kompenſation fordern muß. 
Aber wenn nun Napoleon wirklich in ſeiner Armee das 
Zündnadelgewehr einführt, hat er alsdann auch gleich eine 
Armee, in welcher nur etwa 2 bis 3% nicht leſen und 
ſchreiben können? Wir glauben nicht, und deßhalb ſehen 
wir auch den Anſprüchen Napoleons ziemlich ruhig entgegen. 
Es könnte ihm in Deutſchland ſo gehen, wie es ſeinem 
Onkel in den Jahren 1813 bis 15 gegangen iſt. 

Mexiko. Man erwartet täglich die Rückkehr des Kaiſers 
Max von Napoleons Gnaden nach Europa. 


Der Staat als Induſtrieller. 


Es iſt ein durch die Entwickelung der Volkswirthſchaft 
iemlich allgemein zur Erkenntniß gekommener Grundſatz, 
aß der Staat in keiner Weiſe Induſtrieller fein fol, Man 
hat Jahrhunderte lang dem entgegengeſetzten Grundſatze ge- 
e Der Staat hat in den verſchiedenſten Ländern große 
nduſtrielle Inſtitute errichtet, Fabriken und Bergwerkeunter- 
nehmungen, beſonders Eiſenwerke entſtanden auf Gefahr und 
Rechnung des Staates, welcher ſich fo zum Konkurrenten 
ſeiner Unterthanen machte. Obgtsich nun dieſe induſtriellen 
Etabliſſements ſcheinbar dem Staate ſehr großen Gewinn 
brachten, ſo kam man doch bald, als man lernte, richtige 


Rechnungen aufzuftellen, dahinter, daß dieſer Gewinn ein 


ſehr illuſoriſcher iſt. Ein glänzendes Beiſpiel hierfür liefern 
3. B. die Württembergiſchen Eiſenhütten, welche cen ber ſehr 


einander alle über dieſe Ver⸗ 


Wenn ich nur erſt das Zündnatelgewehr in meiner 


gut rentirten, bis man dahinter kam, daß der ganze Gewinn 
feinen Grund darin hatte, daß den Staatshochöfen das Holz 
aus den Staatswaldungen viel billiger berechnet wurde als 
Privatlenten. Nahm man für das verbrauchte Holz den ge⸗ 
wöhnlichen Marktpreis als maßgebend an, ſo zerfiel der 
ganze Gewinn der Württembergiſchen Eiſenwerke in Nichts. 
Derartige Beiſpiele ließen ſich aus der Staateinduſtrie noch 
viele fuhr eh aber auch abgeſehen von ſolchen Mißerfolgen 
jpricht gegen die Staatsinduſtrie der Umſtand, daß man die 
Finanzen des Staates wirthſchaftlichen Zufälligkeiten unter⸗ 
wirft, denen fie bei geregelten Verhältniſſen entzogen ſein 
ſollen. Macht ein induſtrielles Etabliſſement glänzende Ge⸗ 
ſchäfte, fo hat der Staat Einnahmen von einer Höhe, welche 
ſich nicht im Voraus berechnen laſſen, geht ein Etabliſſement 
ſchlecht, ſo treten vielleicht Ausfälle in den Einnahmen ein, 
welche auf das Budget von nachtheiligem Einfluß ſein kön⸗ 
nen. Allerdings werden in einem größeren Staate, welcher 
bei einem ſehr bedeutenden Budget nur wenig induftrielle 
Etabliſſements beſitzt, ſolche Zufälligkeiten nur eine unter⸗ 
geordnete Rolle ſpielen, welche man indeß immerhin zweck⸗ 
mäßiger zu vermeiden ſuchen wird. Aber in der Neuzeit iſt 
ein Zweig der Staatsinduſtrie allgemein geworden, deſſen 
Betrieb auch bei den größeren Staaten, welche ſich viel mit 
demſelben abgeben, meiſt von weſentlichem Einfluß iſt. Es 
iſt dies der Bau und Betrieb der Eiſenbahnen durch den 
Staat. Man hat das Inſtitut der Staatsbahnen vielfach 
durch Vergleich mit den Chauſſeen, welche ja auch zum 
großen Theil der Staat baut, gerechtfertigt, aber mit Un⸗ 
recht, und um gleich dieſen Beweis für die Uebernahme der 
Eiſenbahnen durch den Staat zu beſeitigen, wollen wir nur 
darauf aufmnerkſam machen, daß der Staat die Chauſſee baut 
und nachher kann ſie Jeder beliebig mit ſeinem eigenen Fuhr⸗ 
werk benutzen, während dies bei den Eiſenbahnen nicht der 
Fall iſt. Sehr weſentlich aber, und dieſe Seite der Frage 
wollen wir heute hervorheben, ſpricht gegen die Staatseiſen⸗ 
bahnen die Rückſicht auf die Konkurrenz, die der Staat der 
Privatinduſtrie macht. Zu dem Bau von Eiſenbahren iſt 
eine Konzeſſion nothwendig und der Staat, welcher als In⸗ 
duſtrieller eine Eiſenbahn betreibt und die Konzeſſion zur 
Anlage einer Konkurrenzbahn geben oder verweigern kann, 
wird natürlich große Neigung haben, dieſe Konzeſſion im In⸗ 
tereſſe der Rentabilität feiner Bahn zu verſagen. Nun wird 
aber nicht nur der Verkehr und damit auch der Wohlſtand 
des Landes durch die Anlage recht vieler Eiſenbahnen ge⸗ 
hoben, ſondern die Eiſenbahnen ſelbſt können dem Publikum 
erſt dann den wahren Nutzen leiſten, wenn durch eine erhöhte 
Konkurrenz die Preiſe, welche jetzt beſonders für den Per⸗ 
Pere 8e noch ſehr hoch ſind, auf ein beſcheideneres Maß 
herabgedrückt werden. Schen dieſer Grund allein muß gegen 
die Belaſſung von Eiſenbahnen in den Händen des Staats 
ſprechen, denn ſobald die Induſtrie von allen hemmenden 
Feſſeln befreit iſt, muß auch für die Verkehrswege, welche 
ja wichtige Faktoren der Entwickelung der Induſtrie find, eine 
möglichſt freie Entfaltung geſtattet werden. 

Bei dem Wege, welchen die Staatsregierung jetzt bei uns 
in Preußen eingeſchlagen hat, ſteht zu hoffen, daß trotz der 
gegentheiligen Verſicherung des Miniſters doch das Princip, 
der Staat foll nicht Induſtrieller in Bezug auf die Eiſen⸗ 
bahnen ſein, in nicht allzuferner Zeit zur Geltung gelangt, 
und wird es ſich nur darum handeln, die dazu nothwendigen 
Schritte ſo zu thun, daß die Finanzlage des Staates keinen 
Schaden leidet. 


Für das mit dem 1. Oktober beginnende neue Quartal ſei zum 
Abonnement beſtens empfohlen die 


Volks⸗Jeitung. 


Organ für Jedermann aus dem Volke. 
Preis vierteljährlich bei allen preuß. Poſtanſtalten 25 Sgr., bei 
den andern deutſchen Poſtanſtalten 29 Sgr. 

Auflage 35,000 Exemplare. 

Die Volks » Zeitung, feit jetzt 17 Jahren die unerſchrockene 
Vorkämpferin für das Recht des Volkes und die Freiheit 
und Einheit des deutſchen Vaterlandes, iſt auch unter 
den durch den letzten Krieg veränderten Verhältniſſen ihren bis⸗ 
herigen Zielen Tirtfe unrreu geworden. Sie iſt bayer unverit 
eingetreten für die Rechte der jezt mit Preußen vereinigten Län⸗ 
der, ohne je die Forderungen der nationalen Einheit aus den 
Augen zu laſſen. Sie kämpft auch heute noch für die Herſtellung 
eines das ganze Deutſchland umfaſſenden Bundesſtaates und 
wird daher den Zuſammentritt des norddeutſchen Parlaments als 
die Anbahnung eines ſolchen mit beſonderer Aufmerkſamkeit verfolgen. 
Von je an eine Vertreterin des allgemeinen und gleichen 
Wahlrechtes wird fie jetzt bemüht ſein, das Volk über die rich⸗ 
tige Benutzung desſelben aufzuklären. Während ſie alle dieſe Fra⸗ 
gen täglich in ihren trefflichen Leitartikeln behandelt, bringt ſie 
außerdem alle politiſchen Nachrichten raſch und in ge⸗ 
drängter, allgemein verſtändlicher Form. An dieſen politiſchen 
Theil ſchließen ſich Aufſätze an, welche alle nicht politiſchen 
Fragen, die das öffentliche Intereſſe in Anſpruch nehmen, 
beſprechen, und werden neben den volkswirthſchaftlichen Fra⸗ 
gen beſonders die neueſten Entdeckungen der Wiſſenſchaft dabei 
ihre Berückſichtigung finden. Durch genaue und ſchnelle Berichte 
über die Berliner Fonds- und die Berliner und größeren aus⸗ 
wärtigen Produktenbörſen ſucht ſie auch die Anſprüche des Geſchäfts⸗ 
mannes zu befriedigen. Die Verſendung von Berlin aus erfolgt 
mit den Abendzugen. 

Die weite Verbreitung der Volks⸗Zeitung durch ganz Deutſch⸗ 
land macht ſie zu Ankündigungen aller Art beſonders geeignet, 
die Inſertionsgevühr beträgt für die e e Zeile 3 Sgr., 
für den Arbeitsmarkt ſogar nur 2 Sgr., ein im Verhältniß zu 
anderen verbreiteten Blättern, deren Auflage ſie um das Doppelte, 
ja bis um das Drei⸗ und Vierfache überſteigt gewiß mäßiger Preis. 


Mit dem 1. Oktober beginnt ein neues Abonnement auf 
den in Guben wöchentlich zweimal erſcheinenden 


„Fortſchritt“ 


und beträgt der vierteljährliche Abonnementspreis bei allen 
Königl. Poſtanſtalten 9¼ Sgr. 

Wie bisher werden wir auch ferner, trotz empfindlicher 
Preßprozeſſe, opferwillig und konſequent durch gediegene Leit⸗ 
artikel, ſowie Beſprechung aller wichtigen politiſchen und ſo⸗ 
zialen Fragen den Kampf für verfaſſungsmäßige Volksrechte 
fortfetzen und bitten unſere Geſinnungsgenoſſen, uns in dieſem 
Streben durch Abonnements und geeignete Beiträge und Mit⸗ 
theilungen zu unterſtützen und für die Verbreitung des Blat⸗ 
tes namentlich auf dem Lande Sorge zu tragen. Wir erfu⸗ 
chen beſonders auch unſere ſeitherigen Freunde ihr Abonne⸗ 
ment baldigſt erneuern zu wollen, damit in der Zuſendung 
keine Unterbrechung ſtattfinde. 

Guben, im September 1866. 

Die Expedition des „Fortſchritts.“ 


Die Königsberger Neue Zeitung 
(Redakteur: A. Stobbe) 

erſcheint als freiſinniges Organ täglich einmal, mit Ausnahme der 
Tage nach den Sonn- und Feiertagen, für den Abonnementspreis 
von 1 Thlr. vierteljährlich. Die politiſchen Nachrichten bringt ſie 
möglichft ſchnell, in wichtigen Fällen als Telegramme und da⸗ 
neben Orginal» Feuilletons und mannigfachen Unterhaltungsſtoff. 
Sie hat ſich namentlich in Königsberg und der Provinz Oſt⸗ 
preußen einen fo ausgedehnten Leferkreis erworben, daß Inſerate, 
welche die dreiſpaltige Zeile für 1 Sgr. aufgenommen werden, 
durch ſie die weiteſte Verbreitung finden. 

Die Expedition der Königsberger Neuen Zeitung. 


Für das mit dem 1. Oktober beginnende neue Quartal fei 
Abonnement beſtens empfohlen das 8 e 


Sonntags⸗Blatt 


für Jedermann aus dem Volke. 


Begründet von Otto Ruppius. 
Herausgegeben von Friedrich Spielhagen. 


Erſcheint jeden Sonntag in einem Bogen gr. Quart in ele- 
antefter Austattung. Preis vierteljährlich bei allen Buchhand⸗ 
ungen und Poſtämtern 9 Sgr. 


Der Inhalt des Sonntags-Blattes beſteht in: 

1) Original ⸗Novellen der bewährteſten Autoren, wie 
Friedrich Spielhagen, Carl Heigel, Adolf Stern, 
Friedrich Friedrich, Alfred Meißner, Ludwig 
Ziemſſen, Maria v. Roskowska, Sophie Verena u. A. 

2) Einem fortlaufenden Album von Originalgedichten 
oder muſtergültigen Ueberſetzungen fremder Poeſien. 

3) Schilderungen aus der Zeit, die als Commentare zur 
Zeitgeſchichte willkommen ſein werden. 

4) Literarifchen Beſprechungen der vorzüglicheren Er- 
ſcheinungen der deutſchen Litteratur. 

5) Wiſſenſchaft für's Leben, populäre Abhandlungen aus 
allen Gebieten des Wiſſens, von den namhafteſten Autoren 

6) Loſe Blätter, einer Blüthenleſe von kleineren anregenden 
Notizen und Leſefrüchten von Nah und Fern, aus Vergangen⸗ 
heit und Gegenwart. 

Dieſer vielſeitige, theils unterhaltende, theils belehrende Juhalt 
macht das Sonntags ⸗Blatt zu einer überall willkommenen Er⸗ 
änzung zu den politiſchen Zeitungen und ermöglicht der niedriege 
Preis von vierteljährlich nur 9 Sgr. Jedermann, ſelbſt denn 
weniger bemittelten, das Abonnement darauf, wozu es hiermit 
beſtens empfohlen ſein möge. 

Die Verlagshandlung von Franz Duncker in Berlin. 


Die Danziger Zeitun 

Big 4500. 9 
erſcheint täglich zweimal und wird mit den hier Mittags und 
Abends abgehenden Zügen und Poſten verſandt. Der 
Abonnementspreis iſt wie bisher für Hieſige 1 Thlr. 15 Sgr., 
10 S (incl. Steuer und Poſtproviſion) 1 Thlr. 

gr. 5 

Ueber die neueſten Ereigniſſe der auswärtigen 
und innern Politik werden wir täglich durch telegraphi⸗ 
ſche wiel und ee eee das Wichtigſte ſo⸗ 
fort mittheilen. Sehr wichtige Nachrichten werden außerdem 
durch Extrablätter mitgetheilt, deren Verſendung auch nach 
der Provinz erfolgt. Die Verhandlungen des Landtags und 
des norddeutſchen Parlaments werden ausführlich und früher 
als durch die Berliner Zeitungen mitgetheilt. 

Politiſche und volkswirthſchaftliche Leitartikel, Original 
Pepe Provinzial⸗ und Local⸗ Nachrichten, tägliche 
Depeſchen von der Berliner Börſe und über alle wichtigen 
politiſchen Ereigniſſe; Feuilleton von beliebten Schriftſtel ⸗ 
lern ꝛc., Handels-, landwirthſchaftliche und Fondoberichte, 
Schiffsliſten ꝛc. 

Alle Poſtanſtalten nehmen Beſtellungen an und bitten wir 
um rechtzeitige Aufgabe derſelben, damik in der regelmäßigen 
Zuſendung keine Unterbrechung geſchieht. ! 

In ſerate finden durch die Danziger Zeitung die zweck⸗ 
mäßigfte und weitefte Verbreitung in Oſt⸗ und Weſtpreußen 
und I angrenzenden Provinzen. 

1866. 
Die Verlagshandlung. 

(A. W. Kafemann.) 


Danzig, im Septemger 


Einzelne Jahrgänge der Volks ⸗Zeitung werden ge- 
kauft. Frankirte Adreſſen mit Preisangabe sub K. 102 in der 
Expedition d. Bl. 


Verlag von Alexander Jonas in Berlin. — Druck von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. Lewinſtein in Berlin. 


